
autokaufrecht.info — Messestand als beweglicher Gewerberaum im Sinne der Verbraucherrechterichtlinie

https://autokaufrecht.info/?p=33938 1/8

Messestand  als  beweglicher  Gewerberaum  im  Sinne  der  Ver-

braucherrechterichtlinie

Art. 2 Nr. 9 der Richtlinie 2011/83/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 25.10.2011

über die Rechte der Verbraucher, zur Abänderung der Richtlinie 93/13/EWG des Rates und der

Richtlinie 1999/44/EG des Europäischen Parlaments und des Rates sowie zur Aufhebung der

Richtlinie 85/577/EWG des Rates und der Richtlinie 97/7/EG des Europäischen Parlaments und

des Rates ist dahin auszulegen, dass ein Messestand eines Unternehmers wie der im Ausgangsver-

fahren in Rede stehende, an dem der Unternehmer seine Tätigkeiten an wenigen Tagen im Jahr

ausübt, unter den Begriff „Geschäftsräume“ im Sinne dieser Bestimmung fällt, wenn in Anbe-

tracht aller tatsächlichen Umstände rund um diese Tätigkeiten und insbesondere des Erschein-

ungsbilds des Messestands sowie der vor Ort auf der Messe selbst verbreiteten Informationen ein

normal  informierter,  angemessen aufmerksamer und verständiger Verbraucher vernünftiger-

weise damit rechnen konnte, dass der betreffende Unternehmer dort seine Tätigkeiten ausübt

und ihn anspricht, um einen Vertrag zu schließen, was vom nationalen Gericht zu prüfen ist.

EuGH (Achte Kammer), Urteil vom 07.08.2018 – C-485/17 (Verbraucherzentrale Berlin e.V./Unimatic

Vertriebs GmbH)

Das vorliegende Urteil  betrifft  die  Auslegung von Art.  2  Nr.  9  der  Richtlinie  2011/83/EU des Eu-

ropäischen Parlaments und des Rates vom 25.10.2011 über die Rechte der Verbraucher, zur Abän-

derung der Richtlinie 93/13/EWG des Rates und der Richtlinie 1999/44/EG des Europäischen Parla-

ments und des Rates sowie zur Aufhebung der Richtlinie 85/577/EWG des Rates und der Richtlinie

97/7/EG des Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. 2011 L 304, S. 64). Es ist im Rahmen eines

Rechtsstreits zwischen der Verbraucherzentrale Berlin e. V. (im Folgenden: Verbraucherzentrale) und

der Unimatic Vertriebs GmbH (im Folgenden: Unimatic), in dem es um die Belehrung über das Wider-

rufsrecht des Verbrauchers im Rahmen eines Messekaufs ging, ergangen.

Sachverhalt:  Unimatic ist  eine Vertriebsgesellschaft,  die unter anderem auf der jährlich in Berlin

(Deutschland)  stattfindenden  Messe  „Grüne  Woche“  Produkte  verkauft.  Ausweislich  der  Vor-

lageentscheidung setzt sie ihre Produkte ausschließlich auf Messen ab.

http://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=C-485/17
https://autokaufrecht.info/?p=33938
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Am 22.01.2015 bestellte ein Kunde am Stand von Unimatic auf der genannten Messe einen Dampfs-

taubsauger  zum  Preis  von  1.600  €.  Unimatic  belehrte  diesen  Kunden  nicht  darüber,  dass  nach

deutschem Recht im Einklang mit Art. 9 der Richtlinie 2011/83 ein Widerrufsrecht bestehe.

Nach Ansicht der Verbraucherzentrale hätte Unimatic den Kunden über das Bestehen eines Widerrufs-

rechts informieren müssen, da der Kaufvertrag außerhalb von Geschäftsräumen abgeschlossen wor-

den sei. Die Verbraucherzentrale erhob deshalb beim LG Freiburg (Deutschland) Klage, mit der sie Uni-

matic auf Unterlassung des Verkaufs ihrer Produkte ohne Belehrung der Verbraucher über deren

Widerrufsrecht in Anspruch nahm. Das Landgericht wies die Klage ab, und auch die Berufung der Ver-

braucherzentrale vor dem OLG Karlsruhe (Deutschland) blieb ohne Erfolg. Die Verbraucherzentrale

legte daraufhin Revision beim vorlegenden Gericht, dem BGH (Deutschland), ein.

Der BGH ist der Ansicht, dem Wortlaut der Bestimmungen der Richtlinie 2011/83 lasse sich nicht ent-

nehmen, nach welchen Kriterien zu beurteilen sei, inwieweit der Unternehmer in einem konkreten Fall

seine Tätigkeit in Gewerberäumen „für gewöhnlich“ i. S. des Art. 2 Nr. 9 lit. b dieser Richtlinie ausübe.

Insoweit komme in Anbetracht insbesondere des 22. Erwägungsgrundes der Richtlinie 2011/83 einer-

seits in Betracht, dem Umstand Rechnung zu tragen, dass sich der Unternehmer einer bestimmten

Verkaufsmethode  für  gewöhnlich  bediene,  das  heißt,  dass  er  seine  Produkte  in  Gewerberäumen

regelmäßig und nicht nur gelegentlich verkaufe. Andererseits stünde bei diesem Ansatz dem Ver-

braucher, der ein Produkt erwerbe, das auf einer Messe von einem Unternehmer zum Verkauf ange-

boten werde, der ein „stationäres“ Ladengeschäft unterhalte, in dem er dieses Produkt, das er nur gele-

gentlich auf Messen anbiete, für gewöhnlich verkaufe, das Widerrufsrecht i. S. des Art. 9 der Richtlinie

2011/83 zu, während der Verkauf durch einen anderen Unternehmer, der seine Produkte für gewöhn-

lich auf Messen verkaufe und kein stationäres Ladengeschäft unterhalte,  nicht als „außerhalb von

Geschäftsräumen“ erfolgt gelte und somit kein Widerrufsrecht nach Art. 9 der Richtlinie begründe.

https://autokaufrecht.info/?p=33938
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Nach einer anderen vom vorlegenden Gericht dargestellten Auffassung soll es für die Frage, ob der Ver-

trag außerhalb der „Geschäftsräume“ i. S. des Art. 2 Nr. 9 der Richtlinie 2011/83 geschlossen worden

sei, nicht darauf ankommen, wie der Unternehmer seine Vertriebstätigkeit organisiere. Vielmehr sei

dafür auf die Art des verkauften Produkts abzustellen. Handle es sich um ein Produkt, das typischer-

weise auf Messen verkauft werde, sei davon auszugehen, dass der Verbraucher, wenn er die betref-

fende Messe besuche, damit rechnen müsse, dass ihm ein solches Produkt zum Kauf angeboten werde.

Bei anderen Arten von Produkten, mit deren Angebot der Verbraucher auf der Messe nicht habe rech-

nen können, sei dagegen für seinen Schutz zu sorgen. Diese Auffassung beruhe auf dem Zweck des von

der Richtlinie 2011/83 vorgesehenen Widerrufsrechts, der darin bestehe, den Verbraucher vor dem

übereilten Abschluss eines Vertrags in einer überraschenden Situation oder unter psychischem Druck

zu schützen.

Bei diesem Ansatz komme es auf die Erwartungen und die Sicht des Verbrauchers an. Insoweit könn-

ten einerseits die Erwartungen berücksichtigt werden, die der Verbraucher zu dem Zeitpunkt habe, zu

dem er sich zum Messebesuch entschließe. Diese Erwartungen gründeten dann auf den Informationen

über die auf der Messe angebotenen Waren oder Dienstleistungen. Nach anderer Auffassung wäre für

die Zwecke der Auslegung des Art. 2 Nr. 9 der Richtlinie 2011/83 eher auf die konkreten Umstände

abzustellen, unter denen der Vertrag auf der Messe abgeschlossen werde.

Vor diesem Hintergrund hat der BGH beschlossen, das Verfahren auszusetzen und dem Gerichtshof fol-

gende Fragen zur Vorabentscheidung vorzulegen:

Handelt es sich bei einem Messestand in einer Halle, den ein Unternehmer während1.

einer für wenige Tage im Jahr stattfindenden Messe zum Zweck des Verkaufs seiner

Produkte nutzt, um einen unbeweglichen Gewerberaum i. S. von Art. 2 Nr. 9 lit. a der

Richtlinie 2011/83 oder um einen beweglichen Gewerberaum i. S. von Art. 2 Nr. 9

lit. b der Richtlinie 2011/83?

Für den Fall, dass es sich um einen beweglichen Gewerberaum handelt: Ist die Frage,2.

ob ein Unternehmer seine Tätigkeit „für gewöhnlich“ auf Messeständen ausübt, da-

nach zu beantworten,

wie der Unternehmer seine Tätigkeit organisiert odera.

ob der Verbraucher mit dem Vertragsschluss über die in Rede stehenden Waren auf derb.

konkreten Messe rechnen muss?

Für den Fall, dass es bei der Antwort auf die zweite Frage auf die Sicht des Verbrauch-3.

https://autokaufrecht.info/?p=33938
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ers ankommt (Frage 2 b):

Ist bei der Frage, ob der Verbraucher mit dem Vertragsschluss über die konkreten

Waren auf der in Rede stehenden Messe rechnen muss, darauf abzustellen, wie die

Messe in der Öffentlichkeit präsentiert wird, oder darauf, wie die Messe sich dem Ver-

braucher bei Abgabe der Vertragserklärung tatsächlich darstellt?

Der EuGH hat diese Frage wie aus dem Leitsatz ersichtlich beantwortet.

Aus den Gründen: [22]   Mit seinen zusammen zu prüfenden Fragen möchte das vorlegende Gericht im

Wesentlichen wissen, ob Art. 2 Nr. 9 der Richtlinie 2011/83 dahin auszulegen ist, dass ein Messestand

eines Unternehmers wie der im Ausgangsverfahren in Rede stehende, an dem der Unternehmer seine

Tätigkeiten an wenigen Tagen im Jahr ausübt, unter den Begriff „Geschäftsräume“ im Sinne dieser Bes-

timmung fällt.

[23]   Eingangs ist darauf hinzuweisen, dass die Richtlinie 2011/83 „Geschäftsräume“ in ihrem Art. 2

Nr. 9 lit. a zum einen als unbewegliche Gewerberäume, in denen der Unternehmer seine Tätigkeit

dauerhaft ausübt, und in ihrem Art. 2 Nr. 9 lit. b zum anderen als bewegliche Gewerberäume, in denen

der Unternehmer seine Tätigkeit für gewöhnlich ausübt, definiert.

[24]   Der 22. Erwägungsgrund der Richtlinie 2011/83 führt dazu näher aus, dass als Geschäftsräume

alle Arten von Räumlichkeiten wie Geschäfte, Stände oder Lastwagen gelten sollen, an denen der Un-

ternehmer sein Gewerbe ständig oder gewöhnlich ausübt.

[25]    Somit  hat  der  Unionsgesetzgeber  vorgesehen,  dass  Geschäftsräume unbewegliche oder  be-

wegliche  Gewerberäume  sein  können,  wenn  die  Tätigkeit  des  Unternehmers  dauerhaft  oder  für

gewöhnlich ausgeübt wird.

[26]   Die Richtlinie 2011/83 definiert nicht, was unter einer „dauerhaft“ oder „für gewöhnlich“ aus-

geübten Tätigkeit zu verstehen ist, und verweist für die genaue Bedeutung dieser Ausdrücke auch nicht

auf die nationalen Rechtsordnungen.

[27]   Nach ständiger Rechtsprechung des Gerichtshofs folgt aus dem Erfordernis der einheitlichen An-

wendung des Unionsrechts, dass eine Unionsvorschrift, soweit sie für einen bestimmten Begriff nicht

auf das Recht der Mitgliedstaaten verweist, in der gesamten Union eine autonome und einheitliche

Auslegung  erhalten  muss,  die  unter  Berücksichtigung  nicht  nur  des  Wortlauts  der  betreffenden

Vorschrift, sondern auch ihres Kontexts und des mit der Regelung, zu der sie gehört, verfolgten Ziels ge-

funden werden muss (Urt. v. 08.03.2018 – C-395/16, EU:C:2018:172 Rn. 20 – DOCERAM – und die dort

angeführte Rechtsprechung).

http://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=C-395/16
http://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=EU:C:2018:172
https://autokaufrecht.info/?p=33938
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[28]   Daher sind die in Art. 2 Nr. 9 lit. a und b der Richtlinie 2011/83 enthaltenen Begriffe für die

Zwecke der Anwendung dieser Richtlinie als autonome Begriffe des Unionsrechts anzusehen, die in

allen Mitgliedstaaten einheitlich ausgelegt werden müssen.

[29]   Insoweit ist erstens festzustellen, dass bei Tätigkeiten eines Unternehmers, die an einem auf ein-

er Messe für einige Tage im Kalenderjahr eingerichteten Stand wie dem im Ausgangsverfahren in Rede

stehenden ausgeübt  werden,  nicht  davon ausgegangen werden kann,  dass  sie  „dauerhaft“  in  der

üblichen Bedeutung dieses Ausdrucks ausgeübt werden.

[30]   Zweitens ist zum Ausdruck „für gewöhnlich“ festzustellen, dass er in seiner herkömmlichen Be-

deutung als Verweis entweder auf eine gewisse zeitliche Beständigkeit der fraglichen Tätigkeit oder auf

die Üblichkeit der Ausübung dieser Tätigkeit in der betreffenden Räumlichkeit verstanden werden

kann. Die Bedeutung dieses Ausdrucks im gewöhnlichen Sprachgebrauch ermöglicht deshalb für sich

genommen noch keine eindeutige Auslegung.

[31]   Allerdings ist der Umstand, dass ein Unternehmer seine Tätigkeiten dauerhaft oder für gewöhn-

lich in „Geschäftsräumen“ i. S. des Art. 2 Nr. 9 der Richtlinie 2011/83 ausübt, maßgeblich für den Um-

fang des Verbraucherschutzes, den diese Richtlinie vorsieht.

[32]   Zum einen sehen nämlich die Art. 6 und 7 der Richtlinie 2011/83 Informationspflichten und for-

male Anforderungen bei „außerhalb von Geschäftsräumen abgeschlossenen Verträgen“ i. S. des Art. 2

Nr. 8 dieser Richtlinie vor. Außerdem gewähren die Art. 9 bis 16 der Richtlinie dem Verbraucher ein

Widerrufsrecht nach Abschluss eines solchen Vertrags und regeln die Voraussetzungen und Modal-

itäten der Ausübung dieses Rechts. Zum anderen nimmt die Definition des „außerhalb von Geschäfts-

räumen geschlossenen Vertrags“ auf den Begriff „Geschäftsräume“ i. S. von Art. 2 Nr. 9 der Richtlinie

2011/83 Bezug.

[33]   Das Ziel der in der vorstehenden Randnummer genannten Bestimmungen wird insbesondere im

21. Erwägungsgrund der Richtlinie 2011/83 ausgeführt, wo es heißt, dass der Verbraucher außerhalb

der Geschäftsräume des Unternehmers möglicherweise psychisch unter Druck steht oder einem Über-

raschungsmoment ausgesetzt ist, wobei es keine Rolle spielt, ob er den Besuch des Unternehmers her-

beigeführt hat oder nicht. Insoweit wollte der Unionsgesetzgeber auch Situationen einschließen, in de-

nen der Verbraucher außerhalb von Geschäftsräumen persönlich und individuell angesprochen wird,

der Vertrag aber unmittelbar danach in den Geschäftsräumen des Unternehmers oder über Fernkom-

munikationsmittel geschlossen wird.

https://autokaufrecht.info/?p=33938
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[34]    Daraus folgt,  dass der Unionsgesetzgeber den Schutz des Verbrauchers,  was außerhalb von

Geschäftsräumen geschlossene Verträge betrifft, deshalb für den Fall vorgesehen hat, dass sich der Ver-

braucher  bei  Vertragsabschluss  nicht  in  einer  vom  Unternehmer  dauerhaft  oder  für  gewöhnlich

genutzten Räumlichkeit befindet, weil er der Ansicht war, dass der Verbraucher, wenn er sich von sich

aus in eine solche Räumlichkeit begibt, damit rechnen kann, vom Unternehmer angesprochen zu wer-

den, sodass er dann danach nicht mit Erfolg geltend machen kann, dass er vom Angebot dieses Un-

ternehmers überrascht worden sei.

[35]   Außerdem ist daran zu erinnern, dass der Begriff „Geschäftsräume“ schon in Art. 1 I erster Ge-

dankenstrich der Richtlinie 85/577/EWG des Rates vom 20.12.1985 betreffend den Verbraucherschutz

im  Falle  von  außerhalb  von  Geschäftsräumen  geschlossenen  Verträgen  (ABl.  1985  L  372,  S.  31)

vorkam, die durch die Richtlinie 2011/83 aufgehoben und ersetzt wurde.

[36]   Im vierten Erwägungsgrund der Richtlinie 85/577 hieß es, dass Verträge, die außerhalb der

Geschäftsräume eines Gewerbetreibenden abgeschlossen werden, dadurch gekennzeichnet sind, dass

die Initiative zu den Vertragsverhandlungen in der Regel vom Gewerbetreibenden ausgeht und der Ver-

braucher auf die Vertragsverhandlungen nicht vorbereitet ist und häufig keine Möglichkeit hat, Qual-

ität und Preis des Angebots mit anderen Angeboten zu vergleichen. Klargestellt wurde dort ferner, dass

es dieses Überraschungsmoment nicht nur bei Haustürgeschäften gibt,  sondern auch bei anderen

Verträgen, die auf Initiative des Gewerbetreibenden außerhalb seiner Geschäftsräume abgeschlossen

werden.

[37]    Unter Berücksichtigung namentlich dieses vierten Erwägungsgrundes der Richtlinie 85/577

entschied der Gerichtshof in den Randnummern 34 und 37 des Urteils vom 22.04.1999 (C-423/97, EU-

:C:1999:197 – Travel Vac), dass der Begriff „Geschäftsräume“ im Sinne dieser Richtlinie die Geschäfts-

räume bezeichnete, in denen der Gewerbetreibende gewöhnlich seine Tätigkeit ausübt und die deut-

lich als öffentliche Verkaufsräume gekennzeichnet sind.

[38]   Da sich aus dem 22. Erwägungsgrund der Richtlinie 2011/83 ergibt, dass diese mit dem Begriff

„Geschäftsräume“ ebenfalls auf die Örtlichkeiten abzielt, an denen für den Verbraucher der Umstand,

dass er zu kommerziellen Zwecken angesprochen wird, kein Überraschungsmoment darstellt, behal-

ten die Erkenntnisse, die jenem Urteil des Gerichtshofs zur Auslegung der Richtlinie 85/577 zu entneh-

men sind,  ihre  Relevanz auch für  die  Zwecke der  Auslegung des  gleichen Begriffs  im Sinne der

Richtlinie 2011/83.

http://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=C-423/97
http://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=EU:C:1999:197
http://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=EU:C:1999:197
https://autokaufrecht.info/?p=33938
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[39]   In Anbetracht dieser und der oben in Randnummer 34 angestellten Erwägungen ist der Ausdruck

„für gewöhnlich“ i. S. von Art. 2 Nr. 9 lit. b der Richtlinie 2011/83 als Verweis auf die Üblichkeit der

Ausübung der in Rede stehenden Tätigkeit in der betreffenden Räumlichkeit zu verstehen.

[40]   Diese Auslegung wird nicht dadurch infrage gestellt, dass sich Art. 2 Nr. 9 lit. a der Richtlinie

2011/83 für unbewegliche Räumlichkeiten auf gewerbliche Tätigkeiten bezieht, die vom betreffenden

Unternehmer nicht „für gewöhnlich“, sondern „dauerhaft“ ausgeübt werden. Bei solchen Räumlichkeit-

en wird nämlich der Umstand an sich, dass die betreffende Tätigkeit dort dauerhaft ausgeübt wird,

zwangsläufig bedeuten, dass sie sich für einen Verbraucher als „üblich“ oder „gewöhnlich“ darstellen

wird.  In  Anbetracht  der  Dauerhaftigkeit,  die  die  in  solchen  Geschäftsräumen  ausgeübte  Tätigkeit

aufweisen muss, kann der Verbraucher von der Art Angebot, die ihm dort etwa gemacht wird, nicht

überrascht werden.

[41]   Was genauer eine Situation wie die im Ausgangsverfahren in Rede stehende betrifft, in der ein Un-

ternehmer seine Tätigkeiten an einem Messestand ausübt, ist daran zu erinnern, dass Markt- und Mess-

estände, wie im 22. Erwägungsgrund der Richtlinie 2011/83 ausgeführt, als Geschäftsräume behandelt

werden sollen, wenn sie diese Bedingung erfüllen.

 

[42]   Aus diesem Erwägungsgrund geht auch hervor, dass Verkaufsstätten, in denen der Unternehmer

seine Tätigkeit saisonal ausübt, beispielsweise während der Fremdenverkehrssaison an einem Skiort

oder Seebadeort, als Geschäftsräume angesehen werden sollen, wenn der Unternehmer seine Tätigkeit

in diesen Geschäftsräumen für gewöhnlich ausübt. Dagegen sollen der Öffentlichkeit zugängliche Orte

wie Straßen, Einkaufszentren, Strände, Sportanlagen und öffentliche Verkehrsmittel, die der Unterneh-

mer ausnahmsweise für seine Geschäftstätigkeiten nutzt, sowie Privatwohnungen oder Arbeitsplätze

nicht als Geschäftsräume gelten.

[43]    Demnach ist  für die Frage,  ob ein Messestand in einem bestimmten Fall  unter den Begriff

„Geschäftsräume“ i. S. des Art. 2 Nr. 9 der Richtlinie 2011/83 zu subsumieren ist, das konkrete Erschei-

nungsbild dieses Stands aus Sicht der Öffentlichkeit zu berücksichtigen und genauer, ob er sich in den

Augen eines Durchschnittsverbrauchers als ein Ort darstellt, an dem der Unternehmer, der ihn inne-

hat, seine Tätigkeiten, einschließlich saisonaler, für gewöhnlich ausübt, sodass ein solcher Verbrauch-

er vernünftigerweise damit rechnen kann, dass er, wenn er sich dorthin begibt, zu kommerziellen

Zwecken angesprochen wird.

https://autokaufrecht.info/?p=33938
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[44]   Relevant ist hierbei die Wahrnehmung durch den Durchschnittsverbraucher, das heißt einen nor-

mal informierten, angemessen aufmerksamen und verständigen Verbraucher (vgl. entsprechend Urt.

v. 30.04.2014 – C-26/13, EU:C:2014:282 Rn. 74 – Kásler und Káslerné Rábai; Urt.  v.  26.10.2016 –

C-611/14,  EU:C:2016:800  Rn.  39  –  Canal  Digital  Danmark;  Urt.  v.  20.09.2017  –  C-186/16,  EU-

:C:2017:703 Rn. 47 – Andriciuc u. a.).

[45]   In diesem Zusammenhang ist es Sache des nationalen Gerichts, das Erscheinungsbild, das der be-

treffende Stand dem Durchschnittsverbraucher bietet, unter Berücksichtigung aller tatsächlichen Um-

stände rund um die Tätigkeiten des Unternehmers und insbesondere der vor Ort auf der Messe selbst

verbreiteten Informationen zu beurteilen. Die Dauer der jeweiligen Messe ist insoweit für sich genom-

men nicht ausschlaggebend, da der Unionsgesetzgeber, wie dem 22. Erwägungsgrund der Richtlinie

2011/83 zu entnehmen ist, darauf abgestellt hat, dass die Räumlichkeiten, an denen der Unternehmer

seine Tätigkeit saisonal ausübt, „Geschäftsräume“ i. S. des Art. 2 Nr. 9 dieser Richtlinie darstellen kön-

nen.

[46]   Nach alledem ist auf die Vorlagefragen zu antworten, dass Art. 2 Nr. 9 der Richtlinie 2011/83

dahin auszulegen ist, dass ein Messestand eines Unternehmers wie der im Ausgangsverfahren in Rede

stehende, an dem der Unternehmer seine Tätigkeiten an wenigen Tagen im Jahr ausübt, unter den Be-

griff „Geschäftsräume“ im Sinne dieser Bestimmung fällt, wenn in Anbetracht aller tatsächlichen Um-

stände rund um diese Tätigkeiten und insbesondere des Erscheinungsbilds des Messestandes sowie

der vor Ort auf der Messe selbst verbreiteten Informationen ein normal informierter,  angemessen

aufmerksamer und verständiger Verbraucher vernünftigerweise damit rechnen konnte, dass der betref-

fende Unternehmer dort seine Tätigkeiten ausübt und ihn anspricht, um einen Vertrag zu schließen,

was vom nationalen Gericht zu prüfen ist. …

Probleme beim Autokauf?

Als spezialisierter Rechtsanwalt helfe ich Ihnen gerne weiter – ganz gleich, ob Sie Käufer oder Verkäufer sind. In-

teressiert? Nutzen Sie das Kontaktformular auf https://autokaufrecht.info/sofortberatung/ oder rufen Sie mich un-

verbindlich an

(0 23 27) 8 32 59-99.

http://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=C-26/13
http://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=EU:C:2014:282
http://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=C-611/14
http://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=EU:C:2016:800
http://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=C-186/16
http://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=EU:C:2017:703
http://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=EU:C:2017:703
https://autokaufrecht.info/sofortberatung/
https://autokaufrecht.info/?p=33938

